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Beratungsfolge Behandlung Sitzungstermine
Rat der Stadt Lüdenscheid öffentlich 04.03.2013  

Finanzielle Auswirkungen?        ja nein

 investiv      konsumtiv

einmalig lfd. jährlich

Aufwendungen/Auszahlungen ����� �����

Folgekosten (Afa, Unterhaltung...) ����� �����

Kostenbeiträge Dritter/Zuwendungen ����� �����

Sonstige Erträge/Einzahlungen ����� �����

Bemerkung: Die finanziellen Auswirkungen sind detailliert in der Begründung und in den beigefügten
Anlagen dargestellt.

Haushaltsmittel ausreichend vorhanden?

 ja, veranschlagt bei folgendem Konto:        nein, Deckungsvorschlag:

Produkt bzw. Auftrag/Sachkonto/Bezeichnung:
Einmalig: �����/�����/�����
Laufend: �����/�����/�����

 gesetzlich vorgeschriebene Aufgabe
 freiwillige Aufgabe
Grundlage: § 22 GemHVO

Beschlussvorschlag:
Die Übertragungen von Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit und für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit gemäß § 22 GemHVO mit den
sich daraus ergebenden Auswirkungen auf den Ergebnis- und Finanzplan 2013 werden zur Kenntnis
genommen.
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Begründung:
Gemäß § 22 Gemeindehaushaltsverordnung NRW (GemHVO) sind Ermächtigungen für
Aufwendungen und Auszahlungen übertragbar und bleiben bis zum Ende des folgenden Jahres
verfügbar. Werden sie übertragen, erhöhen sie die entsprechenden Positionen im Haushaltsplan des
folgenden Jahres (Planfortschreibung). Die übertragenen Ermächtigungen stehen im neuen
Haushaltsjahr neben den Ansätzen zur Verfügung. Eine Inanspruchnahme der übertragenen
Ermächtigungen beeinflusst das Rechnungsergebnis des neuen Haushaltsjahres.

Übertragungen von Ermächtigungen erfolgen dann, wenn festgestellt wird, dass im Haushaltsjahr
begonnene Maßnahmen/Planungen erst im Folgejahr abgewickelt werden können. Ist eine
Veranschlagung im Haushaltsplan des Folgejahres unterlassen worden (weil von einer Abwicklung im
Vorjahr ausgegangen wurde), stehen im neuen Haushaltsjahr keine oder nicht ausreichende Mittel
zur Verfügung. Um eine zügige Durch- und Fortführung von Vorhaben zu gewährleisten, hat daher
der Gesetzgeber die Möglichkeit der Ermächtigungsübertragung geschaffen. Sind Erträge oder
Einzahlungen auf Grund rechtlicher Verpflichtungen zweckgebunden, bleiben die entsprechenden
Ermächtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur Erfüllung des Zwecks und die
Ermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck
verfügbar (§ 22 Abs. 3 GemHVO).

Für Gemeinden, die ein Haushaltssicherungskonzept aufstellen müssen, ist zu beachten, dass von
Ermächtigungsübertragungen möglichst gar nicht oder nur sehr zurückhaltend Gebrauch zu machen
ist. Die verwaltungsintern eingegangenen Anmeldungen der Fachdienste auf Übertragung von
Ermächtigungen wurden dementsprechend kritisch überprüft und reduziert.

Die Ermächtigungsübertragungen haben sich dennoch gegenüber dem Vorjahr merklich erhöht.
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Haushaltssatzung 2012 erst Mitte Juli bekannt gemacht
wurde. Neue Projekte konnten erst im Anschluss an die Bekanntmachung begonnen werden. Eine
große Zahl von Projekten konnte daher bis zum Ende des Haushaltsjahres 2012 nicht abgeschlossen
werden, so dass die entsprechenden Haushaltsermächtigungen in das neue Haushaltsjahr
übertragen werden.

Werden Ermächtigungen übertragen, ist dem Rat eine Übersicht der Übertragungen mit Angabe der
Auswirkungen auf den Ergebnis- und Finanzplan des neuen Haushaltsjahres vorzulegen.

Als Anlage sind dieser Vorlage zwei Übersichten der übertragenen Ermächtigungen mit den
entsprechenden Begründungen der Fachdienste beigefügt. Die erste Übersicht enthält die
Übertragungen für den Bereich der laufenden Verwaltungstätigkeit und die zweite Übersicht die für
den Bereich der Investitionstätigkeit.

Die von 2012 übertragenen Ermächtigungen erhöhen die Planungspositionen des Haushaltsplanes
2013 wie folgt:

Von 2012 nach 2013
zu übertragende
Ermächtigungen

Vorjahreswerte zum
Vergleich

Aufwendungen 1.066.296,27 € 395.735,82 €
In 2013 zu erwartende Erträge -26.801,59 € 0,00 €
Auswirkung auf den Ergebnisplan 2013 1.039.494,68 € 395.735,82 €

Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit

1.437.547,06 € 1.141.462,25 €

In 2013 zu erwartende konsumtive
Einzahlungen

-26.801,59 € 0,00 €

Auszahlungen aus investiver Tätigkeit 2.528.444,06 € 1.213.960,66 €
In 2013 zu erwartende investive -459.535,00 € 0,00 €
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Einzahlungen
Auswirkung auf den Finanzplan 2013 3.479.654,53 € 2.355.422,91 €

Der im Haushaltsplan 2013 enthaltene Fehlbedarf von 15.159.330 € erhöht sich durch die
Übertragungen von Aufwandsermächtigungen auf 16.198.825,68 € (fortgeschriebener Fehlbedarf
2013).

Die Ermächtigung zur Aufnahme der in der Haushaltssatzung 2012 festgesetzten Kredite gilt gemäß
§ 86 Abs. 2 GO NRW über das Haushaltsjahr hinaus mindestens bis zum Ende des Haus haltsjahres
2013. Die nicht ausgeschöpfte Kreditermächtigung wird in Höhe von 4.377.375 €, das heißt in voller
Höhe, in das nächste Haushaltsjahr übertragen. Die Finanzierung der übertragenen investiven
Auszahlungsermächtigungen ist so sicher gestellt.

Lüdenscheid, den    13.02.2013

In Vertretung:

gez. Blasweiler

Karl Heinz Blasweiler
Stadtkämmerer


